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» T ö t e n  d a r f  
n i c h t  a l s  
n o rma l  ge l t e n«
Kriegsgegner wollen bei Bochumer 
Ausbildungsmesse gegen die Bundeswehr 
protestieren. Ein Gespräch mit Martin Budich

Afghanistan: Keine  
Lösung im Wahlstreit
KaBuL. Trotz aller internationalen Appel-
le sind die Verhandlungen zwischen den 
beiden Präsidentschaftskandidaten in 
Afghanistan vorerst gescheitert. Die Ge-
spräche über das Ergebnis der Stichwahl 
hätten keine Vereinbarung erbracht, 
sagte ein Sprecher von Exfinanzmini-
ster Aschraf Ghani am Montag. »Die 
Gespräche sind gescheitert«, bestätigte 
auch ein Sprecher von Ex außenminister 
Abdullah Abdullah. Bei den Verhand-
lungen fast drei Monate nach der Wahl 
ging es um die Bildung einer Einheits-
regierung in Kabul. Sowohl Ghani als 
auch Abdullah beanspruchen den Sieg 
und damit die Nachfolge von Präsident 
Hamid Karsai für sich.  (dpa/jW)

Ebola: Afrikanische Union 
warnt vor Stigma
addis aBeBa. Die Afrikanische Union 
ist am Montag an ihrem Sitz in der 
äthiopischen Hauptstadt Addis Abe-
ba zu einer Krisensitzung zur Ebola-

Epidemie zusammengekommen. Zum 
Auftakt warnte die Kommissionsvor-
sitzende Nkosazana Dlamini-Zuma 
vor zu weit gehenden Maßnahmen, 
deren Folgen schlimmer sein könnten 
als die Auswirkungen der Krankheit 
selbst. Die Bekämpfung der Epidemie 
dürfe »nicht zur Isolierung oder Stig-
matisierung von Opfern, Gemeinden 
und Ländern führen«, sagte sie. Zuvor 
hatte schon die UNO vor einer akuten 
Lebensmittelknappheit und steigenden 
Preisen in den besonders betroffenen 
Regionen gewarnt.  (AFP/jW)

Seehofer will Europas  
Grenzen kontrollieren
BerLin. Der bayrische Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer (CSU) plädiert für 
die Wiedereinführung von Grenzkon-
trollen. Gegenüber der Bild monierte 
er die Reisewege von Flüchtlingen, 
die von Italien über Österreich nach 
Deutschland migrieren. »Wenn das 
nicht abgestellt wird, muß Deutschland 
ernsthaft erwägen, durch Kontrollen 
an der Grenze diesen Verstoß zu stop-

pen«, stellte Seehofer en passant die 
Einhaltung des Schengener Abkom-
mens in Frage. Statt dessen müßten in 
Europa »feste Quoten für Flüchtlinge 
vereinbart werden«. (AFP/jW)

Prozeß um Bombe in  
Bonner Hauptbahnhof
düsseLdorf. Das Düsseldorfer Oberlan-
desgericht hat am Montag einen Prozeß 
gegen vier mutmaßliche islamistische 
Terroristen begonnen. Die Staatsan-
waltschaft wirft dem Hauptangeklagten 
vor, im Dezember 2012 eine Bombe 
im Bonner Hauptbahnhof abgestellt 
zu haben. Der Sprengsatz explodier-
te nicht, ein Zündmechanismus fehlte. 
Zusammen mit den drei weiteren Be-
schuldigten soll der Hauptangeklagte 
zudem an einem im März 2013 verei-
telten Mordkomplott gegen den Vorsit-
zenden der rechten Partei »Pro NRW« 
beteiligt gewesen sein. Die vier Männer 
wollten nicht aussagen, ihre Verteidiger 
kritisierten die Anklageschrift. Verfah-
rensbeteiligte rechnen mit einer Pro-
zeßdauer von zwei Jahren.  (dpa/jW)

NachrichteN

Am Mittwoch und Don-
nerstag findet in der 
städtischen Veranstal-

tungshalle »RuhrCongress« in 
Bochum erneut eine Berufs-
bildungsmesse für junge Men-
schen statt. Dort wird auch die 
Bundeswehr um Nachwuchs 
werben. Sie rufen zum Protest 
dagegen auf. Warum? 

Wir protestieren seit 
Jahren gegen die Prä-
senz der Bundeswehr 
auf der Messe. Wir ha-
ben es auch geschafft, 
daß dies von den Me-
dien und den Schüle-
rinnen und Schülern  
wahrgenommen wird. 
Wir sorgen dafür, daß 
die Anwesenheit des 
Militärs nicht als »nor-
mal« angesehen wird. 
Im letzten Jahr hat das 
Jugendamt der Stadt – 
von unserem Protest 
genervt – die Bundeswehr sogar aus-
geladen. CDU, SPD und Grüne haben 
dann im Rat der Stadt einen Beschluß 
herbeigeführt, daß die Bundeswehr 
doch wieder eingeladen wird, aber 
nur für zivile Berufe werben darf, was 
natürlich Quatsch ist.

Und Sie wollen deutlich machen, 
daß die Bundeswehr kein Ar-
beitgeber wie jeder andere ist?

Kein normaler Arbeitgeber hat es 
nötig, mit einem derartigen Millio-
nen-Euro-Aufwand um Nachwuchs 
zu werben, wie die Bundeswehr. Sie 
weiß also selbst, daß sie keine nor-
male Arbeitgeberin ist. Nirgendwo 
sonst ist Nachwuchswerbung so ver-
logen. Kriegsdienst als Abenteuer- 
und Eventerlebnisse darzustellen, ist 
obszön. In einer sich als zivilisiert 
verstehenden Gesellschaft darf die 
Ausbildung zum Töten nicht als nor-
mal gelten.

Können Sie es jungen Men-
schen, die keinen Ausbildungs-
platz gefunden haben, tatsäch-
lich verdenken, wenn sie über 
eine berufliche Perspektive bei 
der Armee nachdenken?

Wir protestieren nicht gegen die Ju-
gendlichen, die sich für die Bundes-
wehr interessieren. Wir demonstrie-
ren gegen die Propaganda des Mi-
litärs. Natürlich hat der gigantische 
Werbeaufwand auch eine Wirkung – 
und die Karriereversprechen der Bun-
deswehr locken. Es ist aber ein Erfolg 
der antimilitaristischen Kräfte, daß 
die Bundeswehr dennoch massive 
Nachwuchsprobleme hat. 

Und doch entscheiden sich nicht 
wenige Männer und Frauen für 
den Soldatenberuf. Wie argu-
mentieren Sie dagegen?

Diejenigen, die die Bundeswehr toll 
finden oder sich entschieden haben, 
zumindest dort ihr Geld zu verdie-

nen, erreichen wir kaum. Wir wollen 
die 10 000 Schülerinnen und Schüler 
erreichen, die sich orientieren wol-
len. Ihnen machen wir mit unserem 
Protest klar, daß der Soldatenberuf 
nichts Normales ist. Wir zeigen ih-
nen auf, welche persönlichen Risiken 
sie eingehen, wenn sie in Kriegsein-
sätzen Täter und Opfer sein können. 
Wir werben vor allem auch für eine 

bewußte politische Ent-
scheidung gegen die 
Bundeswehr und gegen 
die Militarisierung der 
deutschen Politik. Eine 
wichtige Zielgruppe 
unserer Aktion sehen 
wir auch in den Lehre-
rinnen und Lehrern, die 
mit ihren Klassen auf 
der Messe unterwegs 
sind. An sie verteilen 
wir eine Broschüre 
von GEW und terre des 
hommes mit guten Ar-
gumenten gegen Bun-

deswehrauftritte: zum Beispiel, daß 
deren Werbung an Schulen gegen die 
Kinderrechtskonvention der UN ver-
stößt. 

Bei vergangenen Protesten ge-
gen Auftritte der Bundeswehr 
war ein ziemlich großes Auf-
gebot an Polizeibeamten und 
Securitykräften zugegen. Ist 
antimilitaristischer Protest vor 
diesem Hintergrund überhaupt 
möglich?

Gegen unseren Protest vor dem 
Eingang der Halle ist das Jugend-
amt machtlos. Mit einem Infostand, 
Transparenten und Flyern sprechen 
wir die Besucherinnen und Besucher 
an. Im letzten Jahr waren die Veran-
stalter so dumm, den Schülerinnen 
und Schülern die Flyer am Eingang 
der Halle aus der Hand zu reißen. Das 
machte die Flyer nur interessanter.

Innerhalb der Halle wurde aller-
dings jeder kleinste Protest sofort 
unterbunden. Wer ein Transparent 
ausrollte oder Flyer verteilte, wur-
de sofort festgenommen und erhielt 
Hausverbot. Es gab mehr als 30 
Hausverbote. Mitglieder der Linke-
Ratsfraktion wurden von der Polizei 
aus der Halle geführt, weil sie den 
Schriftzug »Kein Werben fürs Ster-
ben« auf dem T-Shirt trugen. 
Wir haben jetzt 100 solcher T-Shirts 
drucken lassen. Wenn alle paar Mi-
nuten jemand von der Polizei mit 
diesem T-Shirt aus der Halle geführt 
wird, dann hat das sicherlich aufklä-
rerischen Charakter. Wenn anderen-
falls viele Menschen auf der Messe 
vor dem Bundeswehrstand mit dem 
T-Shirt zu sehen sind, ist dies auch 
ein gutes Zeichen.
  Interview: Markus Bernhardt, 
u »Kein Werben fürs Sterben«: 
Mittwoch, 10.9., 8.30 Uhr vor dem 
Eingang des RuhrCongress, Bochum

Verheerende Fluten. In Pakistan sind nach schweren Regenfällen und Überschwemmungen in den vergangenen Tagen 
mehr als 200 Menschen ums Leben gekommen. Die Opferzahl könne noch weitaus höher liegen, sagte Reema Zubari von der nationalen 
Katastrophenhilfe am Montag in Islamabad. Vor allem der von Pakistan verwaltete Teil Kaschmirs, die Gilgit-Baltistan-Region sowie das 
pakistanische Punjab seien betroffen. Die über die Ufer getretenen Flüsse Chenab und Jhelum haben zahlreiche Landstriche unter Wasser 
gesetzt. Ihre Pegelstände könnten noch steigen, da gewaltige Wassermassen aus dem benachbarten Indien erwartet werden.  (dpa/jW)

Zum Absegnen des Tötens bereit
Erster hauptamtlicher evangelischer Militärbischof ins Amt eingeführt

Die Evangelische Kirche in 
Deutschland (EKD) hat ihre 
staatstragende Rolle in der Bun-

desrepublik – seit 1990 auch mit den nö-
tigen Mehrheiten aus den ostdeutschen 
Truppenteilen – immer vorbildlich aus-
gefüllt. Die lief immer auf Rechtfer-
tigung jeglichen Regierungshandelns, 
sei es Aufrüstung oder Sozial abbau via 
Hartz IV und Co. hinaus. Jetzt setzt sie 
noch einen drauf: Am Montag wurde die 
Amtseinführung des ersten hauptamt-
lichen Militärbischofs vollzogen. Was 
bisher offiziell noch eine zusätzliche 
Aufgabe war, soll nun angesichts der 
»neuen Herausforderungen« mit voller 
Kraft vorangetrieben werden: Seelische 
Entlastung für Bundeswehrsoldaten und 
moralisches Verbrämen von Kriegsein-
sätzen.

Sigurd Rink ist der Neue im bedeu-
tender gewordenen Amt (siehe auch jW 

vom Montag) und ab sofort zuständig 
für die 100 evangelischen Militärpfar-
rer bei der Bundeswehr. Vor dem Inau-
gurationsgottesdienst, der am Montag 
abend in der Berliner Kaiser-Wilhelm-
Gedächtniskirche in Anwesenheit von 
Bundesverteidigungsministerin Ursula 
von der Leyen stattfinden sollte, gab 
er bekannt, er wolle eine neue Debatte 
über die Friedenspolitik der Kirche an-
stoßen. Seit der Denkschrift der EKD 
zum Thema von 2007 sei viel passiert, 
zahlreiche Krisen weltweit machten ein 
»Nachjustieren« der dort formulierten 
Position nötig. Deshalb solle eine Über-
arbeitung in Angriff genommen werden. 
Dabei war das Papier von 2007 in seiner 
Kernaussage ebenso wenig »fundamen-
talpazifistisch« wie die Ansichten der 
Exbischöfin Margot Käßmann, der auch 
von Rink soeben wieder einmal das Eti-
kett verpaßt wurde. Auch in diesem Do-

kument wurde postuliert, militärische 
Gewalt sei im »äußersten Notfall« le-
gitim.

Rink hatte schon im Juni dazu gera-
ten, »von einem deutschen Sonderweg 
wegzukommen«. Gerade wegen seiner 
Vergangenheit müsse »Deutschland sich 
fragen lassen, wie es seine Verantwor-
tung in der Europäischen Union und der 
NATO in internationalen Zusammen-
hängen am besten wahrnehmen kann«, 
so Rink gegenüber dem Evangelischen 
Pressedienst.

Die Initiative »Militärseelsorge ab-
schaffen«, Teil eines internationalen 
ökumenischen Netzwerks mit diesem 
Ziel, kritisierte insbesondere die Sicher-
heitsvorkehrungen rund um den Festakt 
am Abend scharf. Die Gedächtniskirche 
werde während des Gottesdienstes zum 
»militärischen Sperrbezirk«, heißt es in 
einer Erklärung. Jana Frielinghaus

Martin Budich ist seit 
mehr als 20 Jahren  

Aktivist des Bochumer 
Friedensplenums
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Strafkolonie
Martin Lechners Roman »Kleine Kassa« 

analysiert den Horror einer nie-
dersächsischen Fachwerkidylle

Gotteskrieger
Arabische Liga beschließt Schritte  

gegen den »Islamischen Staat«.  
Von Karin Leukefeld

Profitorientierung
Berlin: Initiative mahnt Vorstände der 

Wohnungsgenossenschaften,  
Rechte der Mitglieder zu achten

Verschlußsache
Bundesregierung hat keine »gesicher-

ten Erkenntnisse« zu Absturz von 
MH 17 in der Ostukraine3 65

 Politik der Nadelstiche
Poroschenko kündigt Truppenverstärkung an. NATO-Kriegsschiffe starten Manöver im  
Schwarzen Meer. EU-Sanktionen verzögern sich. Von Reinhard Lauterbach

Während die ostukrainischen 
Aufständischen am Montag 
verabredungsgemäß ukrai-

nische Gefangene freiließen, rasselt 
die andere Seite mit dem Säbel. Der 
ukrainische Präsident Petro Poroschen-
ko flog in die seit einigen Tagen front-
nahe Stadt Mariupol ein und kündigte 
die Entsendung weiterer Panzer und 
Raketenwerfer für die Verteidigung der 
Stadt an. Panzer sind allerdings für den 
Straßenkampf in einer Großstadt nicht 
einmal militärisch das geeignete Mit-
tel. Sie zeugen vom Willen zu einer 
Gegenoffensive. Auch aus der Umge-
bung des östlich von Donezk gelegenen 
Frontvorsprungs um den Verkehrskno-
tenpunkt Debalzewe meldeten die Auf-
ständischen Verstärkungen der Kiewer 
Truppen. Die Waffenruhe wird offen-
bar im wesentlichen eingehalten. Die 
OSZE berichtete von nur vereinzelten 
Schußwechseln, bei denen keine schwe-
ren Waffen eingesetzt worden seien. 
Der Sprecher des Kiewer Sicherheitsra-
tes, Andrij Lysenko, behauptete, der Be-
schuß der Aufständischen komme nicht 
von Regierungstruppen, sondern von 
russischen Spezialkräften, die ukraini-
sche Uniformen trügen. 

Rußland kritisierte unterdessen das 
am Montag begonnene NATO-Marine-
manöver im Nordwesten des Schwar-
zen Meeres. Es sei unangemessen und 
erhöhe unnötig die Spannungen in der 
Region. Im Rahmen der Übung »Sea 
Breeze 2014« sollen insgesamt zwölf 
Schiffe aus der Ukraine und mehreren 
NATO-Staaten Handlungen erproben, 
die im allgemeinen bei Seeblockaden 
nötig sind: Kontrolle von zivilen Schif-
fen. Sogar Kanada hat zu dem Manöver 
ein Schiff über den Atlantik geschickt. 
Die russische Marine entsandte als Ant-
wort den Raketenkreuzer »Moskwa« 

ins Mittelmeer. Denn bei der Kontrolle 
des Schwarzen Meeres geht es weniger 
um dieses selbst als strategisch um die 
Präsenz der russischen Marine im Mit-
telmeer. 

Der Kommandeur des ukrainischen 
Freiwilligenbataillons »Donbass«, 
Semjon Semjontschenko, hat am Mon-
tag seine Kollegen aus den anderen 
derartigen Einheiten zum Zusammen-
schluß aufgerufen. Es gehe darum, ge-
genüber der Kiewer Regierung und ge-
genüber ausländischen Lieferanten von 
Waffen und Ausrüstung geschlossen 
aufzutreten, schrieb er. Semjontschen-
ko, der einer der in Nationalistenkrei-
sen populärsten Feldkommandanten 
ist, stellte das Projekt in die Tradition 

der »Ukrainischen Militärorganisati-
on« der 1920er Jahre. Diese Truppe trat 
damals mit Attentaten auf vor allem 
polnische Politiker hervor und gilt als 
Vorläufer der faschistischen »Organisa-
tion Ukrainischer Nationalisten«. Aus 
seinem Aufruf geht hervor, daß er den 
laufenden Wahlkampf ablehnt und statt 
dessen verlangt, den Kriegszustand aus-
zurufen. Ein gemeinsamer Auftritt der 
bewaffneten Freiwilligen besäße erheb-
liches innenpolitisches Druckpotential, 
brächte aber womöglich das Gewaltmo-
nopol des ukrainischen Staats auch in 
den von Kiew kontrollierten Gebieten 
ins Wanken. 

Die Entscheidung der EU über eine 
neue Sanktionsrunde gegen Rußland 

hat sich am Montag verzögert. Wie der 
scheidende Ratsvorsitzende Herman 
Van Rompuy mitteilte, hatten sich bis 
zum ursprünglich vorgesehenen Ter-
min nicht alle Mitgliedsstaaten zu den 
Vorschlägen geäußert. Vor allem Tsche-
chien, die Slowakei und Ungarn hatten 
im Vorfeld Kritik an der Sanktionspoli-
tik geäußert. Das am Freitag im Prinzip 
beschlossene Sanktionspaket sollte rus-
sischen Unternehmen den Zugang zum 
europäischen Finanzmarkt erschweren 
und die Lieferung von Hochtechnolo-
gie für die Ölförderung in der Arktis 
verbieten. Als Antwort hat Rußland ge-
droht, EU-Fluglinien die Überflugrech-
te über Sibirien zu entziehen. 
u Siehe Kommentar Seite 8

BRD ist Überstundenmeister in Euro-Zone
Statt der vereinbarten 37,7 kommen deutsche Angestellte durchschnittlich auf 40,5 Stunden Wochenarbeitszeit

Deutsche Angestellte ma-
chen nach einer EU-Studie 
im Schnitt mehr Überstun-

den als ihre Kollegen in den ande-
ren Euro-Ländern. Der zuständige 
EU-Sozialkommissar László Andor 
sagte der Welt (Montagausgabe): »In 
keinem Land der Euro-Zone gibt es 
einen so großen Unterschied zwi-
schen der tarifvertraglich vereinbar-
ten Wochenarbeitszeit und der tat-
sächlichen Wochenarbeitszeit wie in 
Deutschland.« Vergütet wird nicht 
einmal die Hälfte der Überstunden. 

Das geht aus einer Studie hervor, die 
das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) in Nürnberg 
vergangene Woche vorgestellt hat. 
So habe jeder der gut 38 Millionen 
Erwerbstätigen im zweiten Quartal 
durchschnittlich 11,9 Überstunden 
geleistet; davon hätten die Unterneh-
men im Mittel aber nur fünf bezahlt 
oder mit Freizeit abgegolten.

Laut einer Untersuchung der in 
Irland ansässigen EU-Agentur Eu-
rofound aus dem Jahr 2012 liegt die 
vereinbarte Wochenarbeitszeit in 

Deutschland bei durchschnittlich 
37,7 Stunden – tatsächlich arbeiten 
die Beschäftigten aber im Mittel 
40,5 Stunden.

Grüne und Linke kritisierten die 
Mehrarbeit. »Eine große Zahl von 
Überstunden führt unvermeidlich 
zu Streß und zur Überforderung der 
Beschäftigten«, erklärte die Grünen-
Sprecherin für Arbeitnehmerrechte, 
Beate Müller-Gemmeke. 

Ähnlich äußerte sich Linken-Vor-
sitzende Katja Kipping: »Überstun-
den, selbst wenn sie bezahlt werden, 

machen krank und blockieren den 
Kampf gegen die Erwerbslosigkeit  – 
sie sind nicht Ausweis unserer Lei-
stungsfähigkeit, sondern der Beweis 
zu niedriger Löhne und eines fal-
schen Leistungsdrucks. Überstunden 
sind ein großes gesellschaftliches 
Problem und nicht sexy.« 

Eine andere Lösung präsentier-
te die bürgerliche Zeitung die Welt: 
»Was ist zu tun? Die tarifliche Ar-
beitszeit muß verlängert werden!« 
heißt es in einem Kommentar vom 
Montag. (dpa/jW)
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CIA folterte heftiger  
als bisher bekannt

London. Bei der Folter mutmaßlicher 
Al-Qaida-Mitglieder sind US-
Geheimdienstler Medienberichten 
zufolge noch brutaler vorgegangen 
als bislang bekannt. CIA-Mitarbeiter 
hätten einige Gefangene »bis an die 
Schwelle des Todes« unter Wasser 
gedrückt, berichtete der britische 
Daily Telegraph am Montag unter 
Berufung auf Sicherheitskreise. 
Insbesondere bei den Verhören 
von Khalid Scheich Mohammed, 
dem mutmaßlichen Drahtzieher 
der Anschläge vom 11. September 
2001, seien die Agenten weit über 
das bislang eingeräumte sogenannte 
Waterboarding (Foto: symbolische 
Protestaktion in Washington), bei 
dem das Ertrinken des Folteropfers 
simuliert wird, hinausgegangen. 
Dem Informanten zufolge wohnte 
den Attacken gegen die Gefangenen 
ein Arzt bei, um sicherzustellen, daß 
die CIA-Mitarbeiter »nicht zu weit 
gingen«.  (AFP/jW)

BRD bringt sich  
in NATO-Pläne ein
BerLin. Deutschland wird sich nach 
Angaben der Bundesregierung 
wohl an der neuen »schnellen 
Eingreiftruppe« der NATO betei-
ligen. Er gehe davon aus, daß sich 
Deutschland einbringen werde, 
sagte ein Sprecher des Bundes-
verteidigungsministeriums am 
Montag. Bei ihrem Gipfeltreffen in 
Wales hatten die 28 Staats- und Re-
gierungschefs der NATO den Auf-
bau einer Truppe beschlossen, die 
aus bis zu 5 000 Soldaten bestehen 
und binnen zwei Tagen einsatzfä-
hig sein soll. Zudem soll militäri-
sche Ausrüstung in Depots in den 
osteuropäischen NATO-Ländern 
eingelagert werden. Die NATO 
reagiert mit den Maßnahmen nach 
eigenen Angaben auf das russische 
Vorgehen in der Ukraine-Krise und 
die sich verschlechternden Bezie-
hungen zum östlichen Nachbarn, 
den die Militärallianz nicht mehr 
als Partner betrachtet.  (Reuters/jW)
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Provokation in Zeiten der Waffenruhe: Lagebesprechung am Montag auf dem Zerstörer »USS Ross« im Schwarzen Meer

Pax Germanica
Am  9.  September  1914  formulierte 

der Reichskanzler die Kriegsziele des 

Kaiserreichs. Das Papier skizzierte ei-

ne  europäische  »Friedensordnung« 

unter deutscher Vorherrschaft. 

Von Daniel Bratanovic   Seiten 10/11
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